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TICKER

DNQP: Büscher folgt  
auf Schiemann
Seit Anfang September ist 
Prof. Dr. Andreas Büscher der 
neue wissenschaftliche Leiter 
des Deutschen Netzwerks für 
Qualitätsentwicklung in der 
Pflege (DNQP). Er übernimmt 
die Position von Prof. Dr. Doris 
Schiemann, die vor zwanzig 
Jahren das DNQP an der Hoch-
schule Osnabrück gegründet 
und es seither geleitet hatte. Das 
Netzwerk aus Pflegepraktikern 
und -wissenschaftlern setzt sich 
für die Verbesserung der Pflege-
qualität ein. 

Juchli für Akademisie-
rung der Pflege
Die Schweizer Ordensschwester 
Liliane Juchli, Grande Dame der 
Pflegeausbildung, hat auf einer 
Fachtagung für ein Miteinander 
von Pflegetheorie und -praxis 
geworben: „Ohne Akademisie-
rung der Pflege gibt es keine Be-
rufseigenständigkeit und keine 
wirkliche Professionalität. Aber 
auch eine lerngerechte Ausbil-
dung und permanente Weiter-
bildung der Pflegenden auf allen 
Führungsstufen ist notwendig. 
Akademisierung und Pflegeall-
tag dürfen nicht auseinander 
driften.“ Juchli ist Verfasserin des 
Standardwerks „Pflege“.

Anmeldung für Tagung 
zum Thema Altenhilfe
Bis zum 21. September können 
sich Interessierte für die Tagung 
„Podium Altenhilfe“ anmelden. 
Der Deutsche Verein für öffent-
liche und private Fürsorge lädt 
vom 21. bis 23. November nach 
Hannover ein. Themen sind loka-
le und regionale Handlungsan-
sätze in der Altenarbeit und Se-
niorenpolitik. Die Seminarkosten 
betragen 135 Euro für Mitglieder 
und Mitarbeiter bei Mitgliedern 
des Deutschen Vereins bzw. 169 
Euro für Nichtmitglieder. Weitere 
Infos zur Tagung stehen auf der 
Homepage www.deutscher-
verein.de. 

AWO wird für Familien-
freundlichkeit zertifiziert
Familienfreundlichkeit ist, so zei-
gen Untersuchungen, für 90 Pro-
zent der Beschäftigten zwischen 
25 und 39 Jahren mit Kindern 
und für 70 Prozent der Beschäf-
tigten derselben Altersgruppe 
ohne Kinder ebenso wichtig wie 
das Gehalt. Der Bundesverband 
der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
hat jetzt das Zertifikat über die 
erfolgreiche Durchführung des 
Audit „berufundfamilie“ erlangt.  
„Wir möchten uns als Arbeitge-
ber präsentieren, der auch für 
Frauen und Männer mit familiä-
ren Fürsorgeaufgaben attraktiv 
ist“, so Vorstandsvorsitzende 
Wolfgang Stadler.  

Von Malte Schmietendorf

Durch eine ehrenamtliche Tätig-
keit wird kein Arbeitsverhältnis 
begründet. Das hat das Bundesar-
beitsgericht (BAG) am 29. August 
2012 entschieden. 

Erfurt/Darmstadt. Geklagt hat 
eine ehrenamtlich tätige Tele-
fonseelsorgerin. Sie war auf der 
Grundlage von schriftlichen Be-
auftragungen seit fast acht Jahren 
im Umfang von monatlich zehn 
Stunden für den Träger einer Tele-
fonseelsorge tätig – ohne Entgelt. 
Lediglich einen Unkostenersatz 
von 30 Euro monatlich erhielt sie. 
Als der Träger sie mündlich von 
ihrem Dienst entband, erhob sie 
Kündigungsschutzklage. In den 
Räumlichkeiten des Trägers sind 
ein hauptamtlicher und rund fünf-
zig ehrenamtliche Mitarbeiter im 
Seelsorgedienst tätig. Von den eh-
renamtlichen Kräften wird nach 
der Dienstordnung eine regelmä-
ßige Beteiligung erwartet. Der 
Träger legt jeweils im Vormonat 
Dienstpläne für den Folgemonat 
aus, in die sich die ehrenamtlichen 
Mitarbeiter eintragen. 

Die Entscheidung: Die Klägerin 
hat in allen Instanzen verloren, 
zuletzt auch vor dem BAG. Das 
Gericht konnte keine Anzeichen 

für das Bestehen eines Arbeitsver-
hältnisses erkennen. Dabei hält 
es fest, dass bis zur Grenze des 
Missbrauchs eine Vereinbarung 
der Unentgeltlichkeit von Dienst-
leistungen rechtlich zulässig ist. 
Es komme darauf an, dass nach 
den Umständen der Tätigkeit – wie 
beim Ehrenamt – eine Vergütung 
nicht zu erwarten ist. Das Ehren-
amt diene im Gegensatz zum Ar-
beitsverhältnis nicht der Sicherung 
oder Besserung der wirtschaftli-
chen Existenz. Es sei vielmehr Aus-
druck altruistischer Motive des Tä-
tigen, also einer inneren Haltung 
gegenüber den Sorgen und Nöten 
anderer Menschen und den Belan-
gen des Allgemeinwohls. Im ent-
schiedenen Fall sah das BAG kei-
ne Indizien für einen Missbrauch 
oder eine anderweitige Umgehung 
zwingender arbeitsrechtlicher 
Schutzvorschriften.

Fazit: Das Urteil stellt klar, dass 
Ehrenamtler bis zu einer Miss-
brauchsgrenze unentgeltlich tätig 
werden können, ohne die glei-
chen Rechte wie ein Arbeitnehmer 
(Lohn, Kündigungsschutz, Urlaub 
etc.) zu erlangen. Wo konkret die 
Grenze zum Missbrauch zu zie-
hen ist, hat das Bundesarbeitsge-
richt bislang nicht offen gelegt. 
Wenn die schriftlichen Entschei-

dungsgründe vorliegen, lässt sich 
vielleicht Genaueres sagen. Von 
einem Missbrauch ist aber jeden-
falls dann auszugehen, wenn sich 
die ehrenamtliche Tätigkeit als ver-
kapptes Arbeitsverhältnis darstellt. 
Das ist zum Beispiel der Fall, wenn 
der vermeintliche Ehrenamtler sei-
ner Tätigkeit nachgeht, um seinen 
Lebensunterhalt zu bestreiten, und 
dafür auch eine unangemessen 
niedrige Vergütung in Kauf nimmt. 
Um solche Konstellationen auszu-
schließen, ist aus arbeitsrechtli-
cher Perspektive zu empfehlen, 
ehrenamtlich Tätigen, abgesehen 
vom Ersatz ihrer Aufwendungen, 
kein Honorar oder gar Lohn zu ge-

währen. Zudem sollte möglichst 
sichergestellt sein, dass Ehren-
amtler nicht an einer späteren 
hauptamtlichen Beschäftigung 
interessiert sind. Denn auch dann 
ließe sich argumentieren, dass 
ausschließlich egoistische und 
damit nicht die für das Ehrenamt 
kennzeichnenden altruistischen 
Motive im Vordergrund stehen.�
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iffland-wischnewski.de

BAG-Urteil: Ehrenamtliche Tätigkeit begründet keine arbeitsrechtlichen Ansprüche

Ehrenamtler sind keine Arbeitnehmer 

Düsseldorf (sts). Seit dem 1. Juli 
erhebt das Land Nordrhein-West-
falen von den Einrichtungen der 
Altenhilfe eine Umlage, um die 
Kosten für die Pflege-Ausbildung 
gleichmäßig auf alle Schultern 
zu verteilen. Doch ausgerechnet 
die Häuser, die bislang überpro-
portional ausbilden, fühlen sich 
benachteiligt. Das katholische St. 
Josefshaus hatte daher vor dem 
Verwaltungsgericht Klage einge-
reicht und einen Teilerfolg erzielt. 

Ein Rechtsmittel gegen einen 
Heranziehungsbescheid entfache 
stets aufschiebende Wirkung, 
entschieden die Richter. Dies 
bedeute, dass jede Klage  gegen 
die Umlage dazu führt, „dass die 
Einrichtungsträger diese Umla-
ge zunächst nicht zu zahlen ha-
ben“, sagte Rechtsanwalt Frank 
Schleicher, der die klagende Ein-
richtung vor Gericht vertritt, sei-
nerzeit in einem Gespräch mit 
CAREkonkret. Die Initiatoren der 
Klage erhofften sich dadurch, das 
aus ihrer Sicht ungerechte Aus-
gleichsverfahren in Wanken zu 
bringen und riefen Verantwortli-
che in der Pflege auf, ebenfalls ge-
gen die Umlage  zu klagen. 

Wie eine Anfrage von CARE-
konkret beim nordrhein-westfä-
lischen Sozialministerium ergab, 
fiel die Reaktion der Branche auf 
diesen Aufruf bescheiden aus. „Es 
ist lediglich eine weitere Klage er-
hoben worden, die bislang nicht 
begründet wurde“, sagte eine 
Sprecherin des Ministeriums.

Das Umlageverfahren sei er-
folgreich angelaufen. „Die Situati-
on hat sich nach der Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Arnsberg 
nicht wesentlich verändert. Nach 
wie vor liegen rund 20 Klagen ge-
gen das Ausgleichsverfahren vor, 
was bei rund 5  000 teilnehmen-
den Pflegeeinrichtungen und am-
bulanten Diensten mit 0,4 Prozent 
als gering zu betrachten ist.“ 

Das Ministerium sieht derzeit 
auch keinerlei Gefahr für die Um-
lage. „Das Ausgleichsverfahren ist 
ein bereits im Vorfeld gut durch-
dachtes Konzept, das auch in an-
deren Ländern erfolgreich ange-
wendet wird. Die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Arnsberg 
gibt keinen Anlass, daran zu zwei-
feln.“ Gegen die Entscheidung  sei 
bereits Beschwerde beim Oberver-
waltungsgericht eingelegt worden.

Die bisher rund 20 Klageverfah-
ren richten sich teilweise gegen 
die konkrete Berechnung der von 
der Einrichtung zu entrichtenden 
Ausgleichsbeträge. Teilweise wird 
das Vorliegen eines Mangels an 
Ausbildungsplätzen nach Para-
graph 25 Altenpflegegesetz, der 
Voraussetzung für die Einführung 
eines Ausgleichsverfahrens ist, 
bezweifelt. 

„Da diese Voraussetzungen im 
Verfahren zur Änderung des Alt-
PfllG NRW und zum Erlass der 
AltPflAusglVO umfangreich ge-
prüft und in den Begründungen 
zu Gesetz und Verordnung darge-
legt wurden, wird auch angesichts 
entsprechender Rechtsprechung 
in anderen Bundesländern davon 
ausgegangen, dass die Klagen 
diesbezüglich keinen Erfolg ha-
ben werden“, ist die Sprecherin 
überzeugt. Einige Klagen zielen 
auf eine Verfassungswidrigkeit 
des Umlageverfahrens ab. „Be-
zogen auf ältere Regelungen zur 
Altenpflegeumlage verschiedener 
Länder ist die Verfassungsmäßig-
keit der Umlageverfahren jedoch 
bestätigt worden“, heißt es aus 
dem Ministerium.  �

Umlage in Nordrhein-Westfalen offenbar reibunglos angelaufen

Ministerium: „Nur eine weitere Klage eingereicht“

Hannover. In Niedersachsen ge-
hen die Meinungen zu Pflege-
stützpunkten auseinander: Laut 
Ärztezeitung sprechen Kranken-
kassen und das niedersächsische 
Gesundheitsministerium von 
einer „positiven Bilanz“ der Pfle-
gestützpunkte, der Verband für 
Pflegeberufe von einem unzurei-
chenden Angebot. 36 Städte und 
Landkreise im Nordwesten verfü-
gen über einen Pflegestützpunkt, 
13 Städte und Kreise wollen der-
zeit keinen Stützpunkt eröffnen 
oder sind noch in Verhandlungen 
mit den Kassen. 

Viele Kreise im Land strebten 
keinen Stützpunkt da – aus Kos-
tengründen. Im Kreis Osterholz 
sieht der Mustervertrag der Kas-
sen rund 30 000 Euro im Jahr – zu 
wenig laut Kreisrätin Heike Schu-
macher. Das Modell funktioniere 
nicht auf dem Land, kritisiert zu-
dem Ingo Rabe, Sozialdezernent 
des Landkreises Ammerland: 
„Man schreibt uns zum Beispiel 
Öffnungszeiten vor, aber zu uns 
kommt sowieso niemand. Wir 
müssen uns schon selber auf den 
Weg machen zu den Leuten auf 
dem Land.“�

Pflegestützpunkte

Streit ums Geld


